
zur oen

Unterlahn-Kreis.
AnMtt Sli« stk di» MmMlchiWll de, lmKMmltSMddcsKreiSlliiösMffes.

V Tägliche Lei laar ,ur Dtrrrr «nd  Gmftr Zeitung.
v  ' ' 1 «Timif n * h Berlaa von

Preise der Anzeigen:
Die etnsvallige ZeUe oder deren Raum 20 Pfg.»

ReklameMr 70 Psg.

Ausgabestellen:
In Die »: Rosenstrabê .
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Bekanntmachung
Nr. W. I. 850/11 . 17. K. N. A

betreffend Beschlagnahme und Meldepflicht von
gesammelten rohen Meuschenhaaren.

Vom 15. März 1918.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuäleu des
Königlichen Kriegsministeriums hrerdurch mit dem Be¬
merken zur allgemeinen Kenntnis gebracht , dab jede Zm
uäoerhandlung gegen dte Beschlagnahmevorschriften nach
8 Bekanntmachung über die Sicherstellung von Kriegs¬
bedarf in der Fassung vom 26. April 1917
K und jede Zuwiderhandlungen gegen die Mew 'w .lM
tmto l  Bekanntmachung über Auskuuftspslrcht
L 12 Juli 1917 (Reichs -Gesetzbl. S . 604) ^ ,tra Tt WA.
Auch »ann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Be¬
kanntmachung zur Fernhaltung
vom Handel vom 23 September 1915 (Reichs -Ge,etzm.
603 ) untersagt werden.

*)  Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstra,e
bis zu 1OOOO Mark wird, sofern E na-h den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind , bestraft

L wer unbefugt 'einen beschlagnahmten Gegenstand ^ feire
sckafft beschädigt oder zerstört , verwenoet , verkauft ode
kaust '̂oder ein anderes Veräuhemngs - oder Erwerbsgefchast

3. Sw” bet * Verpflichtung , dte beschlagnahmten Gegenstänoe
7 mehren û Pfleglich z« behandeln , zuwiverhan-

4. w« den erlaflenen Ausführungsbestlmmungen zuwider

.̂ Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er auf Grund oicfer
Bekanntmachung verpflichtet ist. nicht unvollständige^ Angaben
erteilt oder wissentlich unrichttge

S5ÄÄ .ÄÄ SJ2 ? ÄwfcÄ
Nnd im Urteile als dem Staate verfallen erklärt

werden , ohne Unterschied, ob sie dem Auskunstspflichtigen ge-

fahrlässig die Auskunft , zu der er auf Grund dieser
Bekanntmachung verpflichtet ist. nicht in der gefetzten Frist
-i-e-ttt nder unrichtige oder unvollständige Angaben macht, oder
wer fahrlässig die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurtchten
°»« i« K « , » tat mit «WWta* 618 i» 300«

Mark bestraft . « ^ ^
Bon der Bekannimachung detrostene GegenftLnd«.

Von dieser Bekanntmachung werden betroffen:
1. gesammelte rohe Frauenhaare,

~ Hetzer Art und jeder Herkunft , einschließlich Stumpfen,
Kammzug , Kämmlingen , Abfällen und Abgängen.

Die von einer Frau gesammelten eigenen Haare werdem
solange sie sich im Besitz dieser Frau befinden von der
Bekannten « chmrg nicht betroffen . -

8 2.
Bekck,laa« al,«»e. . ..

Alle von der Bekanntmachung betroffenen Gegenstände
werden hiermit beschlagnahmt.

8 »-
Wirkuna der B «fck,laa« avme

Dte Beschwgnahme hat dte Wirkung , daß die Vornahme
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenstands
verboten ist und rechtsgeschäftlich « Verfügungen über sie

. . -:„ 6> Den rechtsgeschäftlichen Verfügungen stehen
Verfügungen gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder Arrestvollztehung erfolgen.8 4.

Berstutzerungö- « nd Li. f-run«Serlaud«t4
Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung und Lieft,

d-r Gegknständc crtautt , i-°o«
folgenden Einschränkungen:

1 Erreichen die durch diese Bekanntmachuilg be,chlag-
nahmten Gegenstände eines Eigentümers eine Menge iwn
l Ka gleichviel , aus welchen Arten der be,chlagnahnAev
Gegenstände sich diese Menge zusammen,etzt , so »st eine Be»

*'*72  SÄSSÄ * d°« *m  w
Provinz Sachsen , Deutsch « Frauenhaarsammlung , Magd«
bürg , Hevdeckft*. 4;



3. Deutsche Haarindustrie, Berlin Potsdam erst» 188
4. Arthur Eck, G .nt. b.  H ., Dresden,
5. Franz Freund , Leinefelde,
6. Otto Geber u. Co., Hamburg.
7. I . u. A. Jacobi , Mannheim , .
8. Krafft u. Buß , Wetzlar, ;
9. Arno Lenk, Magdeburg,

10. Maniel u. Co., Mannheim,
11. Josef Nägele, Cöln am Rhein,
12. August Orlob II, Leineselde,
13. Sachs. Zopsfabrik und Haargroßhaitolung Alban

Männel , Ortmannsdorf im Erzgebirge,
14. Franz Ströher , Rothenkirchen im Vogtland,
15. Edmund Weiß, Dresden,
16. I . W. Zimmer , Frankfurt , am Main;

c) an diejenigen Firmen oder Personen , welche die von
ihnen erworbenen beschlagnahmten Gegenstände an die
unter b genannten Firmen liefern , sofern fte einen dahin¬
gehenden Ausweis von der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des
Königlich Preußischen Kriegsministeriums , Sektion W /,
Berlin SW . 48, Verl . Hedemannstr. 10, erhalten haben:

d) an weitere Firnren oder Personen , die von der Kriegs-
Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen Kriegsmini-
fterinms bezeichnet werden. Die Namen dieser Firmen oder
Personen tverden im Reichsanzeiger bekanntgegeben.

2. Die Kriegs -Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußi¬
schen Kriegsministeriums ist berechtigt, die Zulassung zum
Ankauf aufzuheben. Die Aufhebung wir im Rerchsanzeiger
bekanntgegeben.

3. Die nach den vorstehenden Bestimmungen erlaubte
Veräußerung und Lieferung ist nur zulässig, falls die ge¬
zahlten Preise 20 Mark fite 1 Kg. nicht übersteigen und die
Preisberechnung nach Gewichtseinheit erfolgt.

4.  Der zu 1. a genannte Mobilmachungsausschußvom
Roten Kreuz sowie die zu 1. b—d bezeichneten Firmen
oder Personen dürfen die beschlagnahmten Gegenstände ledig¬
lich an die Vereinigung des Wollhandels , Leipzig, Fleischer-
platz 2—5, veräußern und liefern.

I 6.
Sortier - und Verarvettungserlaubnis

Trotz der Beschlagnahnze ist den iw § 4 unter 1. b und b
genannten Firmen oder Personen gestattet , von den be¬
schlagnahmten Gegenständen bis zu 25 v. H. ihres je¬
weiligen Bestandes auszusortieren , zu präparieren oder in
anderer Weise zti verarbeiten . Diese Verarbeitungserlanbnis
findet jedoch keine Anwendung auf 'Abgänge oder Abfälle
die sich beim Nachsortieren, Präparieren oder Verarbeiten
dieser 25 v. H. ergeben.

Die auf Grund der vorstehenden Vorschrift aussortierte,
präparierte oder verarbeitete Menge unterliegt nicht mehr
der Beichlagnahme.

8 S.
Meldepflicht und Meldestelle.

Tie beichlagnahmten Gegenstände unterliegen einer
Meldepflicht, ,ofern die Gesamtmenge bei einer zur Mel¬
dung verpflichteten Person usw. (8 7) mindestens l Kg
beträgt.

Die Meldungen haben monatlich zu erfolgen und sind an
das Webstoffmeldeamt der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des
Königlich Preußischen Kriegsministeriums , Berlin SW . 48,
Verl . Hedemannstr. 10, mit der Anflchrift : ,Betrifft Men-
Iwenhaarmeldung " zti erstatten.

17.
Melvepsttchtig « Personen

Zur Meldung verpflichtet sind:
1. alle Personen , die meldepflichtige Gegenstände im Ge¬

wahrsam haben;
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Meldepfkichrige Vorräte , die sich am Sttch -iage (§ 8)
nicht im Gewahrsam des Eigentümers befinden, sind so¬
wohl von dem Eigentümer als auch von demjenigen zu mel¬
den. der sie an diesem Tage im Gewahrsam hat (Lagerhalter
nsw.).

8 8
Stichtag und' Relv -frist

Für die Meldepflicht ist bei der ersteit Meldung der be>
Beginn des 15. März 1918 (Stichtag ), bei den späteren
Meldungen der bei Beginn des 15, eines jeden Monats
(Stichtag ) taffächlich vorhandene Bestand maßgebend. Die
erste Meldung ist bis zum 25. März 1918, die weiteren Mek-
dnngen sind bis zirm 26. Jage eines jeden Monats zu er¬
statten.

ft ».
Meldescheine

Die Meldungen haben auf den vorgeschriebeneuamtlichen
Meldescheinen zu erfolgen, die bei der Bordruckverwaltung
der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen
Kriegsministeriums , Berlin SW . 48, Verl . Hedemannstr. 10,
unter Angabe der Vordrncknummer Bst . 1952b, anzufor¬
dern sind. —

Die Anforderung der Meldescheine ist mit deutlicher
Unterschrift (möglichst auch Firmenstempel) und genauer
Anschrist zu versehen. Der Meldeschein darf zu anderen
Mitteilungen als zur Beantivortnng der gestellten Fmgen
nicht verwendet werden.

!Bon den erstatteten Meldungen ist eine zweite Aus¬
fertigung (Abschrift, Durchschrift, Kopie) von dem Meldenden
bei seinen Geschäftspapieren znrückzubehalten.

8 10.
Lagerbuch und AuSkunftserleiluug.

Jeder Meldepflichtige (8 7) hat für die der Meldepflicht
unterliegenden Gegenstände (8 6) ein Lagerbuch zu führen,
Pis dem jede Aenderung in den Borratsmengen und ihre
Verwendung ersichtlich sein müssen. Insoweit der Melde-
pflichtige bereits ein derartiges Lagerbuch führt , braucht
ein besonderes nicht eingerichtet zu werden. Beauftragten
der Militär - und Polizeibehörden ist die Prüfling des Lager¬
buches, der Geschäftspapiere und Geschäftsbücher sowie Be¬
sichtigung und Untersuchung der BetrieLsemrichtungen und
Räume zu gestatten, in denen meldepflichtige Gegenstände
gelagert , feilgehaltcn werden oder zu vermuten sind.

ft 11.
Enteignung.

Bei Zurückhaltung der meldepflichtigen, beschlagnahmten
Gegenstände ist Enteignung zu gewärtigen.

ft 12.
Ausnahme » .

Ausnahmen von den Vorschriften der Beschlagnahme¬
bestimmungen können von der Kriegs -Rohstoff-Mleilnng des
Königlich Preußischen Kriegsmintsteriums bewilligt wer¬
den.

8 13. V
Aufrage « und Anträge.

Anfragen und Anträge , welche die Meldungen betreffen,
sind an das Webstoffmeldeamt der Kriegs -Rohstoff-Abtei--
lung des Königlich Preußischen Kriegsministeriums , Berlin
SW . 48, Verl . Hedemannstr. 10, alle übrigen Anfragen und
Anträge , dre diese Bekanntmachung oder die zu ihr er¬
gehenden Ausführungsbestimmungeii betreffen, an die
Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen Krregs-
ministeriums , Sektion W / , Berlin SW . 48, Verl Hede¬
mannstr . 10, zu richten und am Kopfe des Schreibens mit
der Auflchrist : „Betrifft Menschenhaarbeschlagnahme" zu
versehen.

1
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Frankfurt (Main ), den 15. März 1918.
Stellv . Generalkommando XVIN. Armeekorps.

Coblenz, den 15. März 1918.
Kommandantnr der Feftnn-

Loblenz-Ehrenbreitstein.
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Deutscher Reichstag.

S 'tzu"g vom 13. Mar » 1918
Am Tische des Bunoesrats : Freiherr v. Stein.
Vizepräsident D o v e eröffnet die Sitzung um 2 Uhr

15 Minuten . Interpellation des Zentrums üb-r den Mit¬
telstand:  Die wirtschaftlichen Verhältnisse des selbstän¬
digen gewerblichen Mittelstandes im .Handiverk, Kaufmanns-
srand und der Kleinindustrie , die schon vor dem Kriege sehr
schwierig ivarcn, sind durch die lange Dauer des Krieges
und die tief einschneidenden behördlichen Maßnahmen noch
mesentlich verschlimmert worden. Zu einer leistungsfähi¬
gen Wirtschaftspolitik gehört die Erhaltung möglichst vi"ler
selbständiger, lebensfähiger Existenzen im Gewerbestand.
Welche Maßnahmen gedenkt der Reichskanzler für den ,elt
ständigen Mittelstand zu treffen, um die Schädigung des¬
selben möglichst hintanzuhalten und seinen Wiederaufbau
in die Wege zu leiten ? \

Abg. Irl (Ztr .) begründet die Interpellation . Der
Krieg hat bewiesen, daß die kleinen Betriebe ebenso not¬
wendig sind wie die großen. Die leeren Werkstätten , die
leeren Läden reden eine ernste Sprache . Die Handwerker
müssen sich die Durchführung von Kriegsverordnungen ge¬
fallen lassen, die von Leuten erlaffen Vierden, die zu Füßen
der Kathedersozialisten gesessen haben und' alles vom grünen
Tisch aus betrachten. Die Lehren xines Brentano sind für
das .Handwerk immer verhängnisvoll gewesen. Während des
Krieges und in der Ueberganszeit sind Eingriffe nicht zu
vermeiden, Sie dürfen aber nicht stärker sein, als es aus
militärischen Gründen unbedingt notwendig ist. Im In¬
teresse des Mittelstandes lehnen wir die Gedanken Tr
August Millers und Rathenaus entschieden ab . Die Zen-
tralisativnsbestrebungen , wie sie sich durch die aus dem
Bollen schöpfenden Kriegsgesell,chaften verkörpern — Geld
spielt da keine Rolle — sehen wir namentlich in Bayern
mit großer Sorge . Bei der Militärverwaltung herrscht der
Rathenausche Geist. Für den Wiederaufbau des Handwerks
bedarf es dreier Dinge : Arbeitsgelegenheit , Rohstoffbeichaf-
fung, Kredit.

Staatssekretär des Reichswirts chastsamts Frhr . v.
Stein:  Vor dem Kriege hatte sich im Handwerk manches
gebelfert, freundlichere Töne belebten das Bild . Der Krieg
hat das von Grund auf geändert und mit den Fragestellern
erkennt die Regierung die Notwendigkeit an , den entstan¬
denen Schäden entgegenzuwtrken. Wir hoffen, daß es nur
Kriegsschäden  find , die mit dem Kriege von selbst
verschwinden  werden . Nach Möglichkeit sind die still¬
gelegten Betriebe aus Geivinnen der weiterarbeitenden Be¬
triebe schadlos gehalten worden. Bei vieles ist es fraglich,
ob sic später den Betrieb wieder -aufnchmeu können. Still¬
legungen in größerm Umfange werden nicht mehr in Aus¬
sicht genommen, wenigstens soweit handwerksmäßige Be¬
triebe in Frage kommen. Die schwierigste Frage ist di.'
Rohstoffbeschaffung. Hier spielt eine große Rolle das Kriegs-
amt . Zlvei Ansichten über die künftige Bewirtschaftung der
Rohstoffe bekämpfen sich. Die eine erwartet alles Heil von
der vollen Rückkehr zur Frerhcit des Handels , die andre
durch den Ausbau der durch den Zwang des Krieges geschaf-

t . wen ot >CT \uu « v
stellen Die totgitaglthe ignttolcfluttfl Vtrt.t 'fe flch wvhl Yrt vtv
Mitte hatten . Eine freiere Selbstverwaltung wird Vre amt¬
liche Betteilungsmaschine unterstützen und allmählich er-
letzen können und müssen. Ein Teil unsers Volkes hält zäb
fest an der Selbständigkeit der eignen Wirtschaft , der Bauer
sowohl wie her Kleinkauftnann und der Handwerker, und
der Gedanke der Arbeits - und Erwerbsgemeinschaft findet
vielfache innere Widerstände. Diese Widerstände müssen
überwunden werden, wenn der Handwerker gegenüber dem
Fabrikbetr -teb dauernd seinen Platz behalten will . Die Bil¬
dung von leistungsfähigen Lieferungsverbän¬
den  muß erleichtert lverden, dann müssen ihnen Auftrag"
zngemiesen werden. Neben der Eröffnung von Kreditmög¬
lichkeiten sollen sowohl für die heimkehrenden Krieger wix
für die Kriegerwitwen Beratungsstellen geschaffen werden
Unser Leiter des Reichsschatzeswird sich dem Wuiffcke nach
unmittelbaren Wvhltätigkeitsmaßnahmen gegenüber wohl
zi:rückhaltend verhalten . Die Erfahrungen des Krieges
1870-71 weisen darauf hin. Die Reichsverwaltung verfolgt,
die Mittelstandsfragen mit aufmerksamem Ernst . Wir sind
von der Notivendigkeit überzeugt, dem Lande einen ge¬
sunden Mittelstand  zu erhalten , und wir ," nd ent¬
schlossen, die Wunden zu heilen, die der Krieg qffcvlageu
Hai. Ich hoffe, daß die Verhandlungen hier mancherlei
Anregungen bringen lverden, damit den beteiligten Kreisen
und der Regierung die Aufgabe erleichtert - wird . "

Abg. Brühne (Soz .) : Tausende von Handwerkern, dir
im Felde stehen, lverden nach dem Kriege nch der Sozial¬
demokratie anschließen. Für Aufklärung sorgt der Krieg
und der Großkapitalismus . Mit schönen Worten ist dem
Mttelstand nicht geholfen. Für die Kriegsbeschädigten hat
man nur schöne Worte ; nach dem Kriege wird man ihr
Heldentum schnell vergessen. Der Redner bespricht den Fall
Behr -Pinnow und sagt : Ich befürchte, lvenn die Gerichte
sich damit beschäftigen, daß die Sache ausgeht wie der
Fall Philipp ! in Wresbaoen. An den Untcrnehmergewinuen
klebt Schweiß und Blut der Arbeiter . Die Daimlergesell-
schast hat ungeheure Gewinne eingesteckt. Warum hat man
dieses schamlose Treiben nicht verhindert ? Dir Daimler¬
werke haben sogar mir Einstellung des Betriebes gedroht;
das ist Erpreffung , das ist Hochverrat.

Abg. Dvor mann (sortschr . Vp.) : Die Lage des Mittel-
. standes ist leider bitter ernst. Alle bisherigen wirtschast-
, licken Maßnahmen haben die Starken gestärkt, aber die

Mittelexistenzen sind zurückgeblieben. Dem Gedanken, durch
! Gesetze dem Handwerk zu helfen, stehen wir skeptisch gegen¬

über. Hier muß die Selbsthilfe cingreifen, namentlich in
Form der Genossenschaften. So sehr wir die Wiedereinfüh¬
rung des freien Handels wünschen, in vollem Umfange wird
es nach dem Kriege nicht gleich geschehen können. Ohne
geordnete Kreditvcrhältnisse kann der Mittelstand seine Auf¬
gaben nicht erfüllen.

Abg. Lützel (natl .) : Die Selbsthilfe , die ich durchaus
befürworte , reicht nicht aus . Der Staat muß helfen. Bei der
Verteilung der Rohstoffe ' muß das Handwerk ausreichend
berijcksichtigt werden. Eine strenge Rationierung wird da¬
bei notwendig sein. Die Rohstoffe müssen auf Kredit gegeben
>vetden, auch zur Beschaffung von Werkzeug müssen Darlehen
gekehrt werden. Die Lieferungsverbände müssen erweitert
lverden. Beratungsstellen sind erforderlich. So wird es
möglich sein, den Wiederaufbau des Mittelstandes in die
Wege zu leiten.

Das .Hans vertagt sich. Donnerstag 2 Uhr : Weiterbera
tung.

Preußischer Landtag.
Abgeordnetenhaus.

Sitzung vom 13. März.
Am Ministertisch : Dr . Shdow . Die zweite Lesung des

! Handels - rind Ge Werbehaushalts  wird fvrtge-
setzt.
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Die heimkehrenden ffrfeget  werden auch ohne besondere ge¬
setzliche Verpflichtung in ihre vonnaligen Stellungen wi^ er-
eingestellt werden. Wenn wir weiter Qualitätswerte schaffen,
wird das Ausland auch fernerhin von uns kaufen. Das hat
der Besuch der Leipziger Messe gezeigt. Bor Gründung von
Handwerkergenossenschaftenohne feste Grundlage sei 5» war¬
nen Die Hauptsache sei, daß der Frwde komme, und daß
das königliche Wahlrechtsversprechen eingelöst werde (Prä¬
sident Graf Schwerin -Löwitz: Wir haben jetzt doch keme
Wahlrechtsdebatte !) Die Börsenkurse könnten wieder fre
aufgelegt werden ; dadurch würden die Krregsanlelhen nicht
benachteiligt . Die achte Kriegsanleihe werde ven Feinden
zeigen, daß Deutschlands Wirtschaft nicht zu erschüttern ist.
(Lebhafter Beifall .)

Handelsminister Dr . Shd ow : Dem Wunsche auf allge¬
meine Veröffentlichung der amtlichen Kursnotterungen an
der Berliner Börse kann ich nicht entsprechen Das Woh-
irungswesen wird in einem Ressort zusammengefaßt ;verd.m
Ich bin bereit , die .veibliche Hilfe bei der Gewerbeaus , üch
zu vermehren , namentlich da, wo Frauenarbeit gelerstet w rd
Auch rch widerspreche einer Generalisrerung des Falles
Daimler ' Allerdings kommt der Tanz um das golden-' Kalb
letzt ziemlich überall vor. Gegen das Sinken der Moral
der Gesamtbevölkerung anzugehen, wird seder anständig'
Mensch für seine Pflicht halten . Wir befinden uns tabte |«m
Kriege auch wirtschaftlich in der Defensive. Der Krieg ist
uns durch die Einkreisungspolitik des Verbandes im ^ laut¬
lichen zu wirtschaftlichen Zwecken aufgenötigt worden. Eng¬
land hat den Krieg von Anfang an so gefühtt , um den deut¬
schen Handel und die deutsche Industrie zu vernichten Wer
ich durch fteuudliche Motte von Msett des Kanals ein-
chläfern lasten will , den mache ich darauf aufmerksam, dag

Ende Januar das englisch« Parlament ein Gesetz geg' n den
.Handel mit Metallen , außer Eisen, angenommen Hatz da-
sich direkt gegen den deutschen Handel nach dem Kriege
ttcktet Auch das Verlangen der Engländer und Amerikaner,
daß Elsaß-Lothringen in der einen oder anderen Weise wre-
der an die Franzosen zurückfallen soll, hat rm wesentlichen
wirtschaftliche Kttegsziele : Deutschland soll m Deutsch¬
lothringen die Minettegcbiete und rm Oberchaß das K l'
verlieren Beide sollen England und Amerika zugänglich
gemacht lverden. Dieses Bewußtsein ist nicht nur ber den
herrschenden englischen Kreisen sondern auch Wttttn dft
Kreise der englischen Arbeiter hinein verbreitet Tie,e « ttm-
mungen finden also den Beifall der Masse« der englrschen
Arbeiter . Diese sind sich bewußt, daß an dem wirtschaft¬
lichen Gedeihen des Landes die Arbeiter Mnz bedeutms.
wenn nicht in erster Linie betelligt sind. Früher hat der Ab¬
geordnete Hue einmal hervorgehoben, daß es ein schwerer
Schlag für unsre Eisenindustrie wäre , wenn wir auch nur
einen Teil von Deutsch-Lothringen etwa verlören , und daß
das vielen unserer Arbeiter die Brotstelle kosten wurde
Durch die ihm nahestehende Presse stt das ziemlich mrbemett
hindurchgegangen. Der Friede muß uns in jeder Bezieh mg
sicherstellen, wenn wir überhaupt wieder anflommen ,olwn.
namentlich in Bezug auf die Rohstoffbeschaffung. Es muß
den Arbeiterrr zum Bewußsetn gebracht werden, oaß >re,
wenn fie für einen im wirtschaftlichen Sinne guten oder
befriedigenden Frieden kämpfen, ihre eignen Jntereslen ver-
treten . Wenn die Industrie zuruckgeht, geht die Arbeits-
gel-qenheit zurück, und wenn die Arbeitsgelegenheit nch ver¬
mindert . fallen die Löhne. Auf Arbeitsmangel , kommt die
Notwendigkeit, auszuwandern . Dann werden um re Arbeiter
dazu verurteilt , Kulturdünger i>n Ausland zu werden. Der
Beirat für die Uebergangswittschaft wird nach Ostern eme
Sitzung abhalten . Die jetzigen Mittel der Ktte ^ hi sskaMr
reichen knapp aus für die eingezogenen Mtttelständler . Die
Aussicht aus Erhöhung des Kapitals , sowohl seitens der Pro¬
vinzen als des Staates , ist gettng.

i ) L >>>> ... nr .n -.-i r
bitter baß fielt einem oft Oie Steifte $ufct)niitt
Vorbereitung  von Handelsverträgensollten auch Handwerker
hinzngezogen werden. Es muß eine Zenttalstelle für das
Handwerk im Ministettum erttchtet werden. Das einzige,
was bisher in der Kriegswirtschaft gegangen ist, ist der
Schleichhandel. (Sehr gut .) Wir leiden darunter , daß Beth-
mann Hollweg alles unterschrieb, vms die Konsumenten ver¬
langten' (Widerspruch links .) Aber die Unmasse von Ver¬
boten und Strafandrohungen geht doch zu wett . Der Redner
krittsiert eingehend das Verfahren in Kriegswucherprozessen
und begründet eine Entschließung, wonach Gewinne , di?
neben der Erhärtung eines angemestenen Gewinns nur der
Fortführung des Betttebs dienen, nicht als Kriegswucher
gelten sollen. Was ist denn in Frankreich, wo
ieder Advokat und Schreier Mnister lverden
kann, für eine Freiheit ? Eine ZuchtlMisfreihert Unter
einen: Verzichtsrieden würden mir ohne Rohstoffe dastehen,
aber mit einer großen Auswanderung . Wem, wir den Gegner
an der Gurgel ' haben, lassen wir ihn nicht los , ehe er unsre
Bedingungen angenommen hat . Ein Friede aber nach der
Reichstagsentschließung vom 19. Juli 1917 würde ein Zucht-
hausfttede sein. Wir müßten alle auswandern . (Wider¬
spruch links . Lebh. Beifall rechts.)

Handelsminister Dr . Shdow:  Ter vom Vorredner er¬
wähnte Antrag bedarf genauer Prüfung.

Eine fortschrittliche Entschließung  will die
Staatsregierrmg cttuchen, darauf Hinzuwitten , daß bako-
möglichst die drängend erforderliche gesetzliche Neuregelung
des Kriegs Wucherrechts  erfolgt , und hierin die not¬
wendigen Vorschriften vorgesehen werden, um unter voller
Wahrung des auf die sttenge Ahndung des Kriegswucherö
gettchtcten Zwecks des Gesetzes erstens den ehrbaren Hände!
vor unberechtigten Wucherverfolgungen zu schützen wtb zroer-
tens bei den Verfahren die rechtzeitige Zuziehung unpartei¬
ischer kaufmännischer Sachverständiger zu gewährleisten.

Abg. Gebauer (Ztr .) : Unsre künftige Rohstoff- und
insbesondere die Baumwollversorgung muß durch tat,ach-
liche, nicht nur durch formelle Garantien gesichert werden.
Tie Bestrebungen auf wirtschaftlichen Zusammenschluß mit
unfern Verbündeten sind ' aufs wärmste zu begrüßen. Die
Zwangsshndizierung muß möglichst oalo verschwinden. Die
Kttegswuchergesetze müssen den Interessen des ehrbaren Han¬
dels Rechnung tragen und dürfen den Krieg nicht überleben.

Abg. H u e (Soz .) erklärt persönlich gegenüber dem Mi¬
nister, daß er tags zuvor weder den Kapitalismus als Ur¬
sache des Krieges bezeichnet, noch überhaupt die Kttegs-
vrsachen besprochen habe. Die ihm nahestehende Presse habe
das Interesse Deutschlands an Elsaß-Lothringen sehr nach¬
drücklich betont . Es sei von zweifelhaftem Wert , wenn der
Mnister es so hmstclle, als ob der größten Pattei des deut¬
schen Volkes das Schicksal Elsaß-Lothringens gleichgültig
toäre. L _

Donnerstag 11 Uhr : Weiterberatung , dann Teuerungs¬
zulagen.

Holzversteigerung.
Montag , den 18. März 1918,

nachmittags 1 Uhr.
Zusammenkunft in Gückingen.

29 Stück Eichenstämme von 4,64 Fftm.
68 Stück Eichenstangen 1. bis 3. Klafft.
13 Rot - und Weißbuchen von 10,88 Fstm.
43 Erlen -, Aspen- und Bittenstämme von 10,80 S|tm

360 Nadelholzstangen 1. bis 6. Klasse.
Gückingen,  14 . März 1918.

Der Bürgermeister . ,
6016 ) Neu.
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